
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

Az: B 5 R 122/13 B 
 
L 2 R 655/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 13 R 118/09 (SG Lüneburg) 
 
 
 
…………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. September 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d  sowie die Richter Dr. K o l o c z e k  

und K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 20. Februar 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.2.2013 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch auf eine höhere 

Anrechnung von Schul- und Hochschulausbildungszeiten als 36 Monate und damit auf eine 

höhere Regelaltersrente verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist.  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

 

Der Kläger macht geltend, er sei "der festen Überzeugung, dass die Vorschriften des § 74 S 4 

in Verbindung mit § 263 Abs 3 S 4 SGB VI verfolgten Einsparungen durch das Rentenversiche-

rungsnachhaltigkeitsgesetz vom 21.07.2004 (Bundesgesetzblatt I, 1791) einen Eingriff in die 

Eigentumsrechte des Klägers darstellt".  
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Damit hat der Kläger schon keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Anwendungsbereich 

einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG) gestellt. Die Formulierung einer abstrakten, aus sich 

heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an 

ihr die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 

265; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX 

RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu untersu-

chen, ob sich aus ihm evtl eine entsprechende Rechtsfrage herausfiltern ließe (vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 26 S 48). Zusätzlich fehlt es an ausreichenden Ausführungen zur Klärungsfä-

higkeit. Insofern hätte der Kläger aufzeigen müssen, welchen Sachverhalt das LSG für das 

BSG bindend festgestellt hat (§ 163 SGG) und dass auf dieser Grundlage im angestrebten 

Revisionsverfahren notwendig über die mit der Beschwerde angesprochene Problematik ent-

schieden werden muss.  

 

Darüber hinaus hat der Kläger die Klärungsbedürftigkeit nicht ausreichend dargetan. Eine 

Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, 

sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als höchst-

richterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht oder 

das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden haben, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Im Hinblick hierauf muss die Beschwerdebegründung 

unter Auswertung der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu dem Problemkreis substantiiert 

vortragen, dass das BSG bzw das BVerfG zu diesem Fragenbereich noch keine Entscheidung 

gefällt oder durch die schon vorliegenden Entscheidungen die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet haben (Krasney/Udsching, aaO, Kap IX 

RdNr 183 mwN). Daran fehlt es.  

 

Die Beschwerdebegründung weist selbst auf das Urteil des BSG vom 19.4.2011 - B 13 R 

27/10 R - (BSGE 108, 126 = SozR 4-2600 § 74 Nr 3) hin. Danach ist es verfassungsgemäß, 

dass Anrechnungszeiten wegen Schul- oder Hochschulausbildung - im Gegensatz zu Zeiten 

einer beruflichen Ausbildung, Fachschulbildung oder der Teilnahme an einer berufsvorbereiten-

den Bildungsmaßnahme - nicht mehr rentensteigernd bewertet werden. Der Kläger zeigt jedoch 

nicht auf, dass sich die aufgeworfene Problematik mit den Ausführungen des BSG in dieser 

Entscheidung nicht beantworten lässt. Hierfür hätte die Beschwerdebegründung detailliert auf 

die Argumentation des BSG eingehen und anhand dieser substantiiert begründen müssen, 

weshalb eine - weitere - höchstrichterliche Klärung erforderlich erscheint (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 34 S 70 f; BSG vom 29.8.2003 - B 8 KN 7/03 B - Juris RdNr 5), mithin verdeutlichen 

müssen, inwiefern die bereits bestehenden Rechtsgrundsätze für die Entscheidung des Rechts-

streits erweitert, geändert oder ausgestaltet werden müssen (Krasney/Udsching, aaO, Kap IX 
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RdNr 65 f). Der Kläger verzichtet auf den entscheidenden Schritt, die von ihm herausgearbei-

tete Rechtsprechung des BSG dahingehend zu überprüfen, ob die von ihr aufgestellten Krite-

rien genügend Anhaltspunkte enthalten, um die gestellte Rechtsfrage - jedenfalls soweit dies im 

konkreten Fall entscheidungserheblich ist - zu beantworten. Der Hinweis auf das Urteil des BSG 

vom 18.10.2005 - B 4 RA 43/03 R - genügt dafür nicht. Ebenso wenig legt der Kläger dar, dass 

dem Urteil vom 19.4.2011 in Literatur oder Rechtsprechung mit beachtlichen neuen Argumen-

ten entgegengetreten worden wäre. 

 

Schließlich verkennt der Kläger, dass derjenige, der Verfassungsverstöße (hier: Art 3, Art 14, 

Art 20 GG) geltend macht, sich dabei nicht auf die bloße Benennung angeblich verletzter 

Rechtsgrundsätze beschränken darf, sondern unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des 

BVerfG und des BSG zu den gerügten Verfassungsnormen bzw -prinzipien in substantieller 

Argumentation darlegen muss, welche gesetzlichen Regelungen welche Auswirkungen haben 

und woraus sich im konkreten Fall die Verfassungswidrigkeit ergeben soll (BSGE 40, 158 

= SozR 1500 § 160a Nr 11). Hierzu müssen der Bedeutungsgehalt der in Frage stehenden ein-

fachgesetzlichen Normen aufgezeigt, die Sachgründe der jeweiligen Ausgestaltung erörtert und 

die Verfassungsverletzung im Einzelnen dargelegt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn 

sich das BSG - wie hier - bereits mit der Verfassungsmäßigkeit der gerügten oder einer ver-

gleichbaren Norm auseinandergesetzt hat (vgl Senatsbeschluss vom 24.5.2011 - B 5 R 

8/11 B - BeckRS 2011, 74653 RdNr 9 sowie BSG Beschluss vom 5.8.2003 - B 12 RA 

5/03 B - Juris RdNr 7; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 23 S 42 und BVerfG SozR 1500 § 160a 

Nr 45). Ausreichende Darlegungen dazu liegen nicht vor.  

 

Soweit der Kläger im Kern das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des LSG 

angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit 

der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht 

geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl 

§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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